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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für 

Industrie, Forschung und Energie, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. teilt den Standpunkt der Kommission, dass eine starke und wettbewerbsfähige 

Stahlindustrie wichtig für die industrielle Basis Europas ist; weist darauf hin, dass die EU 

der zweitgrößte Stahlproduzent weltweit ist, wobei sich die Produktion jährlich auf mehr 

als 177 Millionen Tonnen Stahl beläuft, was 11 % der weltweiten Produktion ausmacht; 

weist darauf hin, dass die Handelspolitik einen wichtigen Beitrag dazu leisten kann, die 

Entwicklung der Stahlindustrie voranzubringen;  

2. betont, dass für die EU eine der besten Möglichkeiten, ihre Industrie zu schützen, darin 

besteht, Anreize dafür zu schaffen, dass Stahl durch den Einsatz der effizientesten und 

fairsten Produktionsverfahren hergestellt wird; weist darauf hin, dass die Standardisierung 

und die Politik im Bereich öffentliche Aufträge sehr viel zur Schaffung solcher Anreize 

beitragen und dass mit dem Grundsatz der Lebenszykluskosten, der in den überarbeiteten 

EU-Richtlinien über öffentliche Aufträge festgeschrieben ist, ebenfalls den nachteiligen 

externen Umweltauswirkungen von Produktionsverfahren Rechnung getragen wird; 

3. bedauert es, dass einige Handelspartner ungerechtfertigte Handelsschranken wie 

Ausfuhrbeschränkungen oder Ausfuhrabgaben auf Rohstoffe (etwa Eisenschrott) errichtet 

haben, die dazu beigetragen haben, dass die Verfügbarkeit von Rohstoffen geringer wurde 

und die Produktionskosten für Stahl in der EU unnötig gestiegen sind; 

4. weist darauf hin, dass Eisenschrott ein strategischer Rohstoff ist; unterstützt die 

Maßnahmen der Kommission, den freien Zugang zu Rohstoffmärkten, insbesondere zu 

den Märkten für Eisenerz, Kokskohle und recyclingfähige Stoffe, zu verbessern, und 

erachtet diesen freien Zugang als ein wichtiges Element für die Sicherung der 

Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Stahlindustrie auf dem Weltmarkt; betont 

allerdings, dass für das Recycling von Stahl Anreize geschaffen werden müssen, um die 

Stahlindustrie der EU nachhaltiger zu machen, ihre Abhängigkeit von der Einfuhr von 

Rohstoffen zu senken, und die Produktion zu machen, wobei gleichzeitig die Innovation 

bei Produktionsverfahren gefördert und die Umweltauswirkungen der Stahlherstellung in 

der gesamten Produktionskette verringert werden, und um die Nachfrage nach 

nachhaltigen Stahlbauprodukten anzukurbeln; fordert die Kommission auf, 

Normungstätigkeiten im Zusammenhang mit der Nachhaltigkeit von Stahlbauprodukten 

(SustSTeel) in die Wege zu leiten; 

5. betont, dass von Drittländern im Zusammenhang mit solchen Rohstoffen 

unberechtigterweise errichtete Handelsschranken beseitigt werden müssen, 

erforderlichenfalls mithilfe einer Gegenseitigkeitsregelung, die insbesondre auf den 

strengen Umweltvorschriften beruht, die für die Nutzung und Bearbeitung von Schrott in 

Europa gelten; 

6. bedauert es, dass einige unserer Handelspartner unfaire und restriktive Maßnahmen zum 

Schutz der inländischen Stahlindustrie anwenden, etwa Investitionsbeschränkungen oder 
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Bevorzugungen bei öffentlichen Aufträgen, sodass die Stahlausfuhren der EU ohne Anlass 

behindert werden; bedauert, dass seit Beginn der weltweiten Krise im Jahr 2008 eine 

zunehmende Häufung protektionistischer Maßnahmen zu verzeichnen ist, die von 

zahlreichen Drittländern herangezogen werden, um die eigene Stahlindustrie zu schützen; 

7. betont, dass ein fairer Handel mit Stahlprodukten nur unter Einhaltung fundamentaler 

Arbeitnehmerrechte und Umweltnormen funktionieren kann; 

 

8. fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass sämtlichen in bestehenden und 

künftigen Handelsverhandlungen und -vereinbarungen eingegangenen bzw. noch 

einzugehenden Verpflichtungen tatsächlich nachgekommen wird; fordert die Kommission 

auf, die handelspolitischen Schutzinstrumente der EU im Einklang mit den Regeln der 

WTO wirkungsvoll und zügig zu nutzen, erforderlichenfalls auf die 

Streitbeilegungsmechanismen zurückzugreifen und gegen unlautere Handelspraktiken und 

die verstärkte Anwendung protektionistischer Maßnahmen durch viele Drittländer, die den 

Interessen der EU schaden, vorzugehen, insbesondere wenn es sich dabei um 

Beschränkungen bei Rohstoffen handelt; 

9. betont, dass der weltweite Stahlhandel weiterhin infolge der Überkapazität beeinträchtigt 

wird, auf 542 Mio. Tonnen geschätzt wird; weist darauf hin, dass China eine 

Überkapazität von 200 Mio. Tonnen aufweist und die Gesamtproduktion des Landes 50 % 

der weltweiten Gesamtproduktion beträgt;  

10. fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass in künftigen Handelsabkommen 

Bestimmungen enthalten sind, die darauf abzielen, die Exportchancen und 

Marktzugangsmöglichkeiten für europäischen Stahl und stahlbasierte Produkte deutlich zu 

verbessern; 

11. weist darauf hin, dass in der Stahlindustrie am häufigsten handelspolitische 

Schutzinstrumente angewandt werden; erklärt sich besorgt über die Zeitspanne – im 

Durchschnitt zwei Jahre – , die vergeht, bis die Kommission Anti-Dumping-Maßnahmen 

ergreift, wogegen im Fall der Vereinigten Staaten dafür nur sechs Monate benötigt 

werden; fordert die Kommission auf, Maßnahmen zu ergreifen, durch die die EU über 

wirksame handelspolitische Schutzinstrumente verfügt, die rasch eingesetzt werden 

können und es ihr ermöglichen werden, zügiger gegen Fälle von Dumping vorzugehen, 

wie es auch angesichts des erbitterten Wettbewerbs, mit dem sich die europäische 

Industrie in einer globalisierten Wirtschaft konfrontiert sieht, erforderlich ist; 

12. fordert die Kommission auf, zu überprüfen, ob im Rahmen des Systems „Surveillance 2“ 

zumindest die gleichen Garantien für die Überwachung und Kontrolle unfairer 

Subventions- und Dumpingpraktiken angeboten werden wie im Rahmen des Systems zur 

vorherigen Überwachung von Einfuhren bestimmter Eisen- und Stahlerzeugnisse, das die  

Verordnung (EU) Nr. 1241/2009 der Kommission vorsieht; 

13. ist der Ansicht, dass EU-Standards für die soziale Verantwortung von Unternehmen und 

die Mitbestimmung der Arbeitnehmer auch in europäischen Unternehmen in Drittländern 

umgesetzt werden sollten und dass die regionale Entwicklung gefördert werden sollte; 

14. unterstützt den Plan der Kommission, eine die Industrie der EU betreffende 
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Folgenabschätzung durchzuführen, in der im Vorfeld der Unterzeichnung von 

Freihandelsabkommen den Interessen und Herausforderungen für die Stahlbranche  

Rechnung getragen werden soll; 

15. fordert die Kommission auf, die kumulativen Auswirkungen von Übereinkünften – 

sowohl der derzeit geltenden als auch derjenigen, über die gerade verhandelt wird – auf 

der Grundlage von gezielt, festgelegten Kriterien regelmäßig zu bewerten, einschließlich 

der Art und Weise, in der Interessenträger einbezogen werden; 

16. ist der Auffassung, dass Verhandlungen mit unseren Handelspartnern auf einem Ansatz 

der Gegenseitigkeit beruhen sollten, wobei Aspekte wie der Zugang zu neuen Märkten, 

der Zugang zu Rohstoffen, das Risiko der Verlagerung von CO2-Emissionen und 

Investitionen, gleiche Ausgangsbedingungen und Know-how-Verluste Berücksichtigung 

finden müssen; 

17. fordert die Kommission auf, mit Handelspartnern, die besonders große Mengen in die EU 

einführen, wie zum Beispiel die Türkei und Abu Dhabi, in Verhandlungen über eine 

Mengenbegrenzung zu treten; 

18. fordert die Kommission auf, in dem Bemühen, unter anderem die von struktureller 

Überkapazität betroffenen Industriezweige zu unterstützen, möglichst bald ein 

strategisches Konzept ihrer Industriepolitik zu entwickeln, wobei die Handelspolitik 

zugleich mit den strategischen Interessen der EU in Einklang zu bringen ist; 

19. fordert die Kommission auf, die Schrottmärkte zu überwachen und Überlegungen zu 

Maßnahmen anzustellen, die erforderlichenfalls ergriffen werden könnten, um gegen die 

Verlagerung von CO2-Emissionen in Nicht–EU-Länder vorzugehen;  

20. betont, dass die Innovation bei neuen Produkten (etwa hochfeste und zugleich flexible 

Stähle) und neue Produktionsverfahren die Schlüssel zur Steigerung der 

Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Stahlindustrie gegenüber Anbietern in Drittstaaten 

sind und dieser Bereich besonders gefördert werden sollte; 

21. ist der Überzeugung, dass die Beteiligung der Arbeitnehmer an Innovations- und 

Restrukturierungsmaßnahmen der beste Garant für einen wirtschaftlichen Erfolg ist; 

22. fordert die Kommission auf, die positiven Erfahrungen der EGKS, insbesondere der 

dreiseitigen strategischen Erörterungen und Forschungstätigkeiten aufzugreifen und einen 

entsprechenden dreigliedrigen Ausschuss mit der Benennung „Stahl 2020“ einzurichten. 
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